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Keine Einengung

der amerikanischen Monopolkapitalisten wird der Weg für 
eine rasche fortschrittliche Entwicklung in ganz Deutschland 
freigemacht. Auf der anderen Seite ist jeder Schritt, den wir 
zur Festigung unserer antifaschistisch-demokratischen Ord­
nung gehen, jeder Schritt zur Erfüllung unseres Fünfjahr­
planes, ein Schritt zur Erhaltung des Friedens, ein Schritt 
zur Einheit Deutschlands auf demokratischer Grundlage. 
Es gibt Menschen, die das nicht verstehen und auf das Ge­
schrei der Feinde Deutschlands hereinfallen, daß gerade 
diese Errungenschaften der Einheit Deutschlands hinderlich 
im Wege stünden. Das Gegenteil ist richtig: Unsere Erfolge 
beweisen täglich, daß es möglich ist, konsequent mit der 
imperialistischen Vergangenheit Deutschlands zu brechen 
und ein neues, starkes, friedliebendes Deutschland aufzu­
bauen, ein Deutschland, das die kühnsten Träume seiner 
großen Dichter und Denker der Vergangenheit in den 
Schatten stellt.

Deshalb ist es wichtig, in unserer Partei und im ganzen 
Volk über diese Zusammenhänge Klarheit zu schaffen. Das 
heißt, wir müssen gründlicher argumentieren, dürfen nicht 
an der Oberfläche bleiben, sondern müssen zum Kern der 
Dinge Vordringen, um die Menschen zu überzeugen. Für 
Linie und Schwerpunkt dieser Argumentation sind die 
Thesen zur Vorbereitung des Parteitags der KPD von 
größter Bedeutung; ihr Studium ist für jeden Genossen 
unerläßlich.

Wir können unsere nationale Aufgabe nur lösen und 
stetig an der Spitze der nationalen Bewegung marschieren, 
wenn wir alle Anstrengungen machen, in ganz Deutschland 
ein neues Nationalbewußtsein zu entwickeln. Wir müssen 
den Menschen zeigen, daß wir stolz sind auf das kommende 
einige friedliche Deutschland, wie wir heute schon stolz 
sind auf unsere Deutsche Demokratische Republik. Besonders 
unsere Presse muß es lernen, die Sprache zu sprechen, die in 
den Herzen aller ihr Vaterland liebenden Menschen zündet.

Die Hauptkraft der Volksbewegung für den Frieden und 
die Einheit Deutschlands ist die Arbeiterklasse. Eine Ar­
beiterklasse, die in sich selbst zerrissen ist, kann jedoch 
nicht die Kraft ausstrahlen, die sie zum Führer aller an­
deren Schichten des Volkes macht. Deshalb muß unsere 
ganze Anstrengung, unsere ganze Hingabe daran gesetzt 
werden, die sozialdemokratischen, christlichen und partei­
losen Arbeiter in Westdeutschland und Westberlin für den 
gemeinsamen Kampf um die Verteidigung der Lebensrechte 
der Werktätigen, um die Verteidigung des Friedens zu ge­
winnen. Die Einbeziehung Westdeutschlands in den amerika­
nischen Kriegsblock bürdet den Werktätigen unerträgliche 
Lasten auf. Die Werktätigen sollen für den amerikanischen 
Krieg arbeiten, zahlen und bluten. Die Ereignisse der letzten 
Wochen zeigen, daß sich die Arbeiterklasse Westdeutsch­
lands im wachsenden Maße gegen diese Politik zur Wehr 
setzt. Die Streiks für die Teuerungszulagen tragen in einer 
Reihe von Fällen bereits politischen Charakter; sie richten 
sich gegen die Remilitarisierung, gegen die Panzerschichten 
usw. In den letzten Tagen haben sich die Arbeiter in Be­
trieben und Städten Westdeutschlands in politischen Kund­
gebungen gegen die Remilitarisierung Deutschlands, für das 
Deutsche Gespräch, ausgesprochen. Die Arbeiter der Akku- 
mulatoren-Werke, Hannover, faßten einen Beschluß gegen 
die Remilitarisierung und richteten ein Schreiben an Otto 
Grotewohl. Die Arbeiter der Hagen-Haspe-Hütte riefen zu 
einer europäischen Arbeiterkonferenz gegen die Remilitari­
sierung auf und finden damit täglich neue Zustimmung.

Das alles zeigt die realen Möglichkeiten, die für die Her­
stellung der Aktionseinheit zwischen kommunistischen, 
sozialdemokratischen, christlichen und parteilosen Arbeitern 
in Westdeutschland und Westberlin bestehen. Unsere Auf­
gabe ist es, diese wachsende Einheit der Arbeiterklasse im 
Kampf gegen die amerikanischen Kriegsvorbereitungen mit 
allen Kräften zu unterstützen. Deshalb kommen der An­
knüpfung freundschaftlicher Beziehungen zwischen Betrie­
ben der Deutschen Demokratischen Republik und Betrieben 
Westdeutschlands, der Ausnutzung aller Gewerkschaftsver­
bindungen und dergleichen, besonders aber der Arbeit un­
serer Berliner Parteiorganisation in den Berliner West­
sektoren zur Schaffung der Aktionseinheit der deutschen 
Arbeiterklasse erhöhte Bedeutung zu. Die Pläne der Kriegs­
brandstifter müssen zunichte gemacht werden. Selbst ihre 
verstärkte Offensive zur Remilitarisierung Deutschlands 
wird die deutsche Friedensbewegung nicht mehr in die 
Defensive drängen. Unsere Forderung ist: die friedliche 
Lösung der deutschen Frage noch in diesem Jahr!

Der Kampf um die Erhaltung des Friedens ist heute die 
erste und wichtigste Aufgabe, die vor unserer Partei und 
allen ehrlichen und friedliebenden Deutschen steht.

Der Appell der Volkskammer an den Bonner Bundestag 
und die Regierungserklärung unseres Ministerpräsidenten 
Otto GrotewohL gehen ausdrücklich von der Realität der be­
stehenden Kriegsgefahr aus und beweisen erneut unsere Be­
reitschaft zur Verständigung und zu Kompromissen im Inter­
esse der Erhaltung des Friedens. Diese Tatsachen müssen 
immer wieder allen Menschen guten Willens vor Augen ge­
führt werden; sie müssen jetzt vor allem den Inhalt der Auf­
klärung durch die Friedenskomitees bestimmen.

Es ist notwendig, in unseren Reihen alle Auffassungen zu 
beseitigen, die einer solchen breiten Entfaltung der Friedens­
bewegung hinderlich sind. Hierbei kommt es vor allem dar­
auf an, daß unsere Genossen die Arbeit in den Friedens­
komitees nicht mit der Arbeit in den Ausschüssen der Natio­
nalen Front des demokratischen Deutschland gleichsetzen, 
sondern den weiteren und umfassenderen Rahmen der Frie­
densbewegung voll ausnützen. In der Entschließung de;s
III. Parteitages der SED heißt es hierzu:

„. . . daß die Friedensbewegung in Deutschland bisher 
nicht die große selbständige Rolle gespielt hat, die ihr zu­
kommt. Vielfach wurde die Friedensbewegung mit der 
Nationalen Front des demokratischen Deutschland gleich­
gesetzt ynd dadurch eingeengt.**

Diese Einengung, die in den meisten Fällen einer sektiere­
rischen Einstellung einzelner Genossen entspringt, muß in 
der weiteren Arbeit unbedingt vermieden werden. Das 
Zeichen einer solchen Einstellung ist es zum Beispiel, wenn 
Genossen aus Limbach (Sachsen) erklären:

„Die Arbeit der Friedenskomitees wird bei uns vom Aus­
schuß der Nationalen Front mitübernommen.“ Eine solche 
falsche Maßnahme wäre unmöglich gewesen, wenn die Ge­
nossen aus Limbach die Entschließung des III. Parteitages 
studiert und sich darum bemüht hätten, sich über die Grund­
fragen unserer Politik im Kampf um den Frieden und um die 
Einheit Deutschlands klarzuwerden.

Zu dieser Frage erklärte bereits Genosse Grotewohl auf 
dem III. Parteitag:

„Es ist doch eine vollkommen klare Situation. Wir 
können zwar annehmen, daß alle Anhänger der Natio­
nalen Front auch Anhänger der Weltfriedensbewegung 
sind; aber wir können keineswegs annehmen, daß alle 
Anhänger der Friedensfront auch Anhänger der Einheit 
Deutschlands, des Friedensvertrages für Deutschland und 
des Abzugs der Besatzungstruppen sind.**

Es wird zum Beispiel auch heute noch Menschen geben, 
die sich über die Bedeutung der Sowjetunion als der führen­
den Kraft des Weltfriedenslagers noch nicht klargeworden 
sind und deren Einstellung zur Sowjetunion noch von starken 
Vorbehalten bestimmt wird. Diese Menschen von der Teil-
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